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Berichterstatter Gerd Krusche: Hohes Präsidium! Meine Damen und Herren! Ich 

bringe den Bericht des Finanzausschusses über den Beschluss des Nationalrates vom 

25. September 2019 betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-

Verfassungsgesetz und das Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des 

Österreichischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes geändert 

werden. 

Der Bericht liegt Ihnen in schriftlicher Form vor, ich komme daher gleich zur Antrag-

stellung. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 8. Oktober 2019 mit Stim-

menmehrheit beziehungsweise – interessanterweise – mit Stimmeneinhelligkeit den 

Antrag,  

1. gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 

2. dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates gemäß Art. 44 Abs. 2 Bundes-

Verfassungsgesetz die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. (Bundesrätin 

Mühlwerth – in Richtung SPÖ –: Das habt ihr halt ein bisschen verschlafen! Nicht zum 

ersten Mal!) 

Vizepräsident Dr. Magnus Brunner, LL.M.: Danke für den Bericht.  

Wir gehen in die Debatte ein.  

Zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Korinna Schumann. Ich erteile es ihr. 

 


